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Vorwort

Unseriöser Journalismus? Die Anfeindungen, die den Medien zurzeit entgegenbran-
den, der Vorwurf der »Lügenpresse«, der in Deutschland lautstark erhoben wurde, 
Beschimpfungen von Journalistinnen und Journalisten durch anonyme Kommen-
tare, ja Shitstorms im Internet, das Misstrauen gegenüber Medien, die permanent 
oder von Fall zu Fall von Dritten für Propaganda- oder PR-Zwecke instrumentali-
siert werden, und die Angriffe, die selbst Journalisten auf die Medien führen1: Das 
alles hat zu einem schweren Glaubwürdigkeitsverlust des Journalismus beigetragen.2 
Im Mai 2015 hatten 60 Prozent der deutschen Wahlberechtigten wenig bis gar kein 
Vertrauen in die Medien.3

Inwiefern die Qualität des Journalismus ein Problem ist und ob die Journalistin-
nen und Journalisten unseriös arbeiten, lässt sich anhand der Beschwerdeverfahren 
untersuchen, die gegen die Medien angestrengt werden. Diejenigen, die Beschwerde 
führen, haben zumindest subjektiv einen Mangel wahrgenommen. Werden viele Be -
schwerden gutgeheißen, ist belegt, dass die Journalistinnen und Journalisten nicht 
seriös arbeiten. Werden die Beschwerden praktisch alle abgewiesen, lässt sich daraus 
ableiten, dass die Medien so schlecht auch wieder nicht sind.

Allerdings: Die Beschwerden sind nur ein Indikator unter vielen. Denn erstens wer-
den nicht gegen alle fragwürdigen Medienbeiträge Beschwerde erhoben. Zweitens 
ist vielen Menschen gar nicht bekannt, dass es im Medienbereich Beschwerdemög-
lichkeiten gibt. Drittens befinden sich unter den Beschwerdeführern auch Queru-
lanten, die auch an gutem Journalismus etwas auszusetzen haben. Und viertens gibt 
es Unterschiede der Eingriffe je nach Medientyp und je nach Land. In diesem Buch 
werden nur Beschwerden gegen Radio und Fernsehen behandelt und nur ausführ-
lich dargestellt am Beispiel der Schweiz. Dennoch hat das Buch den Anspruch, 
Impulse für den ganzen deutschsprachigen Raum zu geben. Es zeigt, dass der Jour-
nalismus besser ist als sein Ruf. Es zeigt aber auch, dass das Publikum nicht überall 
über unkomplizierte Mittel verfügt, um sich gegen unflätige, unfaire, inkompetente 
und übergriffige Medien zu wehren. Deutschland könnte da viel von einigen Nach-
barstaaten lernen. Dies macht der Überblick über die Beschwerdeverfahren in den 
ganz oder mehrheitlich deutschsprachigen Ländern Deutschland, Österreich, 
Schweiz, Luxemburg, Liechtenstein und in den deutschsprachigen Regionen Südti-
rol und Ostbelgien deutlich.

Für die Veranschaulichung der Beschwerdeverfahren wird das Beispiel der Schweiz 
herangezogen. Dabei werden Fragen des Journalismus ins Zentrum gerückt. Die 
Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen der Schweiz (UBI) übt 
eine Rechtskontrolle aus. Sie prüft, ob Sendungen das Programmrecht verletzen. In 
ihren ausführlichen Entscheidbegründungen stellt sie daher rechtliche Erwägungen 
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an. Diese Entscheidbegründungen sind alle dokumentiert und auf der Website der 
UBI abrufbar.4 In der öffentlichen Beratung der UBI sprach ich als Präsident meist als 
letzter. Dabei holte ich oft weit aus und bezog kommunikationswissenschaftliche und 
journalistische Überlegungen und Erkenntnisse ein. Diese Redebeiträge sind in die-
sem Buch im Wortlaut enthalten. Eingerahmt werden sie durch die Zusammenfas-
sung der jeweiligen Beschwerde und der Stellungnahme des Senders, der Hauptargu-
mente und Anträge der Referentin oder des Referenten und durch den Entscheid der 
UBI sowie allenfalls die Beurteilung durch das Bundesgericht.

Die vorgestellten Fälle sind eine Auswahl aus den Beschwerden, die die UBI zwi-
schen 2008 und 2015 behandelt hat. Mitgewirkt an den Beratungen und Entschei-
dungen haben in diesem Zeitraum außer mir die UBI-Mitglieder Barbara Janom 
Steiner (bis 2008), Denis Masmejan (bis 2011), Regula Bähler (bis 2012), Alice Reich-
muth Pfammatter (bis 2013), Heiner Käppeli (bis 2014), Paolo Caratti, Carine Egger 
Scholl, Claudia Schoch Zeller, Mariangela Wallimann Bornatico (2008–2013), Sté-
phane Werly (seit 2012), Suzanne Pasquier Rossier (seit 2013), Vincent Augustin (seit 
2013), Catherine Müller (seit 2014) und Reto Schlatter (seit 2015) sowie die juristi-
schen Sekretäre Pierre Rieder (Sekretariatsleiter), Marianne Rais Amrein (bis 2008), 
Réjane Ducrest (2008–2012) und Ilaria Tassini Jung (seit 2012). Ein Verdienst daran, 
dass die öffentlichen Beratungen jeweils störungsfrei abliefen, hat auch die adminis-
trative Sekretärin Nadia Mencaccini.

Die Schweizer Radio- und Fernsehveranstalter und die Programme haben im 
Laufe der beschriebenen acht Jahre teilweise mehrfach den Namen gewechselt. Ich 
ver  wende in diesem Buch durchweg die aktuellen Namen, also beispielsweise SRF für 
»Schweizer Radio und Fernsehen«, den öffentlichen Rundfunk in der deutschsprachi-
gen Schweiz. Die Anmerkungen geben die Belegstellen für die vollständigen Ent-
scheidbegündungen der UBI und für Urteile des Bundesgerichts an. Sie enthalten oft 
auch den Link zu den Videos der inkriminierten Sendungen. Weitere Anmerkungen 
vermitteln Erläuterungen zu erwähnten Institutionen, Personen und Fachbegriffen. 
Sie verweisen auf Literatur zur Journalistik. Und sie liefern Ergebnisse von Schweizer 
Volksentscheiden, um die es in bestimmten Sendungen ging.

Vielen gebührt Dank, dass dieses Buch so vorliegt. Natürlich vor allem den Mit-
gliedern der UBI und ihrem Sekretariatsleiter Pierre Rieder, der die meisten Ent-
scheidbegründungen verfasst hat, aber auch den weiteren Angehörigen des Sekretari-
ats. Danken möchte ich Rüdiger Steiner, dass er Interesse hatte, dieses Buch ins 
Ver  lagsprogramm des UVK Konstanz aufzunehmen. Zum erfolgreichen Abschluss 
des Manuskripts beigetragen haben auch Romain Kohn in Luxemburg, Roland Turk 
in Bozen, Olivier Hermanns in Eupen und Markus Kaufmann in Vaduz. Und herz-
lich danken möchte ich meiner Frau Marlis Prinzing, die den Fortgang des Manu-
skripts mit warmem Interesse verfolgt hat und meine erste kritische Gegenleserin war.
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Teil 1:  
Beschwerden gegen Rundfunksendungen

Wie kann sich das Publikum gegen einseitige, hetzerische, diskriminierende, in ir -
gendeiner Weise schädliche Rundfunksendungen in verschiedenen Ländern wehren? 
Auf welchem Weg können Bürgerinnen und Bürger einschreiten, wenn sie unseriösen 
Journalismus feststellen? Hier folgt ein Überblick über die Eingriffsmöglichkeiten 
und Verfahren in allen mehrheitlich deutschsprachigen Ländern und in deutschspra-
chigen Regionen der Länder mit einer anderen Mehrheitssprache. Die Grundsätze, 
die Radio und Fernsehen einhalten sollten, sind überall ähnlich. Die Verfahren aber 
sind verschieden und oft auch verworren.
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1 Deutschland: Die große Unübersichtlichkeit

Die Bundesrepublik Deutschland ist das größte Land im deutschen Sprachraum. Sie 
dehnt sich zwischen Alpenkette im Süden und der See im Norden aus, grenzt an 
Dänemark, Polen, Tschechien, Österreich (Oberösterreich, Salzburg, Tirol, Vorarl-
berg), die Schweiz (St. Gallen, Thurgau, Schaffhausen, Zürich, Aargau, Baselland, 
Basel-Stadt), Frankreich (Alsace, Lorraine), Luxemburg, Belgien (Wallonien, Ostbel-
gien) und die Niederlande und zählt 82 Millionen Einwohner. Die Sprache der 
Bevölkerung ist Deutsch. Über die offizielle Sprache sollen auch die Immigranten 
integriert werden, die weiterhin vorwiegend oder zusätzlich Türkisch, Kurdisch, Ita-
lienisch, Spanisch, Kroatisch, Serbisch, Griechisch, Russisch, Farsi, Friesisch, Dänisch 
oder Sorbisch sprechen.

Deutschland kennt das duale Rundfunksystem mit starken öffentlich-rechtlichen 
und starken privaten Anbietern. Prägend für die Medienregulierung ist die föderalis-
tische Ordnung, in der die Bundesländer für die Medienpolitik zuständig sind. So 
stellt die ARD als größter öffentlich-rechtlicher Sender eine Kette von regionalen 
Rundfunkanstalten dar – mit dem Westdeutschen Rundfunk (WDR) in Köln, dem 
Norddeutschen Rundfunk (NDR) in Hamburg, dem Südwestrundfunk (SWR) in 
Stuttgart, dem Bayerischen Rundfunk (BR) in München, dem Hessischen Rundfunk 
(HR) in Wiesbaden, dem Saarländischen Rundfunk (SR) in Saarbrücken, dem 
Mitteldeutschen Rundfunk (MDR) in Leipzig, dem Rundfunk Berlin-Brandenburg 
(RBB) in Berlin und Radio Bremen in Bremen. Der andere große öffentlich-rechtli-
che Sender, das Zweite Deutsche Fernsehen (ZDF) in Mainz, basiert auf einem Län-
der-Staatsvertrag. Den Öffentlich-Rechtlichen stehen private Giganten wie RTL in 
Köln und Sat.1/PRO SIEBEN in Unterföhring bei München gegenüber. Dazu kom-
men weitere Public Service-Anbieter (wie »Deutschlandfunk«, »Phoenix« oder »arte«) 
und Hunderte von privaten Hörfunk- und Fernsehanbietern.

Den Rahmen für die Medien setzt das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch-
land in Artikel 5: »Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei 
zu äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehin-
dert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch 
Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt. Diese 
Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den 
gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persönli-
chen Ehre.«5 Artikel 18 macht hingegen die zusätzliche Einschränkung, dass diese 
Grundrechte verwirke, wer die Freiheit der Meinungsäußerung, insbesondere die 
Pressefreiheit, die Lehrfreiheit, die Versammlungsfreiheit, die Vereinigungsfreiheit, 
das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis, das Eigentum oder das Asylrecht zum 
Kampfe gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung missbraucht. Das Bun-
desverfassungsgericht taxiere die Verwirkung und ihr Ausmaß.6 Das Bundesverfas-
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sungsgericht hat dann allerdings vor allem die Pressefreiheit gestärkt, etwa im Spiegel-
Urteil von 19667 und im Cicero-Urteil von 20078. Die Bundesländer wiederum 
erließen Landespressegesetze, Landesrundfunkgesetze für den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk und Landesmediengesetze für den privaten Rundfunk und Telemedien 
und schlossen Medienstaatsverträge. Als Beispiel sei hier Baden-Württemberg ange-
führt. Im Landespressegesetz von 19649 wird nochmals die Pressefreiheit bekräftigt. 
Die Presse diene der freiheitlichen demokratischen Grundordnung (§ 1). Sie erfülle 
eine öffentliche Aufgabe, »wenn sie in Angelegenheiten von öffentlichem Interesse 
Nachrichten beschafft und verbreitet, Stellung nimmt, Kritik übt oder auf andere 
Weise an der Meinungsbildung mitwirkt« (§ 3). Zugesagt wird auch das Zeugnisver-
weigerungsrecht für Journalistinnen und Journalisten, außer die Veröffentlichung 
stehe in Verbindung mit einer Straftat (§ 23). Dies alles gelte, wird im Gesetz gesagt, 
analog auch für den Rundfunk.

Wenden wir uns zunächst dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk zu, der uns im 
Süden in der Gestalt des Südwestrundfunks (SWR) entgegentritt, jener Anstalt, die die 
beiden Bundesländer Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz abdeckt. Im SWR-
Staatsvertrag sind die Grundsätze festgehalten, die für den Journalismus des SWR 
gelten. Es heißt dort: »Er hat in seinen Angeboten einen objektiven und umfassenden 
Überblick über das internationale, europäische, bundesweite sowie im Schwerpunkt 
über das länder- und regionenbezogene Geschehen in allen wesentlichen Lebensberei-
chen zu geben. Er soll hierdurch auch die internationale Verständigung, die europäi-
sche Integration und den gesellschaftlichen Zusammenhalt in Bund und Ländern 
fördern. Seine Angebote haben der Information, Bildung, Beratung und Unterhal-
tung zu dienen. Er hat Beiträge insbesondere zur Kultur anzubieten. Auch Unterhal-
tung soll einem öffentlich-rechtlichen Angebotsprofil entsprechen.«10

Weiter sagt der Staatsvertrag: »Der SWR ist in seinen Angeboten an die verfassungs-
mäßige Ordnung gebunden und der Wahrheit verpflichtet. Er trägt zur Verwirklich-
ung der freiheitlich demokratischen Grundordnung bei und fördert die Zusammen-
gehörigkeit im vereinten Deutschland. Der SWR hat in seinen Angeboten die Würde 
des Menschen sowie die sittlichen, religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen 
anderer zu achten. Er soll dazu beitragen, die Achtung vor Leben, Freiheit und kör-
perlicher Unversehrtheit, vor Glauben und Meinung anderer zu stärken, die Gleich-
stellung von Frau und Mann zu fördern und die Benachteiligung von Menschen mit 
Behinderung zu verringern. Die Angebote dürfen sich nicht gegen die Völkerverstän-
digung oder gegen die Wahrung von Frieden und Freiheit richten. Sie sollen auf ein 
diskriminierungsfreies Miteinander in der Gesellschaft hinwirken. Berichterstattung 
und Informationssendungen haben den anerkannten journalistischen Grundsätzen, 
auch beim Einsatz virtueller Elemente, zu entsprechen. Sie sind gewissenhaft zu 
recherchieren und müssen wahrheitsgetreu und sachlich sein. Nachrichten sind vor 
ihrer Verbreitung mit der nach den Umständen gebotenen Sorgfalt auf Wahrheit und 
Herkunft zu prüfen. Die Redakteurinnen und Redakteure sind bei der Auswahl und 
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Sendung der Nachrichten zur Objektivität und Überparteilichkeit verpflichtet. 
Kommentare sind deutlich von Nachrichten zu trennen und unter Nennung der Ver-
fasserin oder des Verfassers als persönliche Stellungnahme zu kennzeichnen. Sie ha -
ben dem Gebot journalistischer Fairness zu entsprechen. In allen Angelegenheiten 
von öffentlichem Interesse sind die verschiedenen Auffassungen im Gesamtangebot 
ausgewogen und angemessen zu berücksichtigen. Das Gesamtangebot darf weder ein-
seitig den Interessen einer Partei oder Gruppe noch Sonderinteressen gleich welcher 
Art dienen.«11

Wer feststellt, dass der SWR diese Grundsätze im einen oder anderen Fall nicht 
einhält, kann Beschwerde führen. Das Beschwerdeverfahren ist im Staatsvertrag, in 
der SWR-Satzung und in der Geschäftsordnung des Rundfunkrates geregelt. Im 
Staatsvertrag steht: »Jede Person hat das Recht, sich mit einer Beschwerde an den 
SWR zu wenden. Die Beschwerden sind innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
schriftlich unter Angabe der wesentlichen Entscheidungsgründe zu bescheiden. Hilft 
die Intendantin oder der Intendant einer Programmbeschwerde nicht ab, so kann die 
Beschwerde führende Person den Rundfunkrat anrufen und die Beratung der Be -
schwerde verlangen.«12

Die Hauptakteure im Beschwerdeverfahren sind also der Intendant bzw. die Direk-
toren eines Landessenders und der Rundfunkrat. Der Rundfunkrat ist das 74köpfige 
Aufsichtsgremium über den SWR. Ihm gehören Delegierte wichtiger gesellschaftlicher 
und politischer Gruppierungen aus Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz an. 
Nicht Einsitz nehmen können Mitglieder des SWR-Verwaltungsrates, Angestellte und 
Mitarbeitende des SWR, Mitglieder der Regierungen und Parlamente von Ländern, 
Bund und Europäischer Gemeinschaft (mit Ausnahme der Delegierten der Landtage) 
sowie die politischen Beamten aller Ebenen. Die Amtszeit des Rundfunkrates beträgt 
fünf Jahre; insgesamt kann ihm ein Mitglied 15 Jahre angehören. Er überwacht die 
Einhaltung der Programmgrundsätze: »Er kann feststellen, dass einzelne Angebote 
oder deren Bestandteile gegen diese Grundsätze verstoßen, und die Intendantin oder 
den Intendanten auffordern, einen festgestellten Verstoß nicht fortzusetzen oder künf-
tig zu unterlassen. Die Beanstandungen des Rundfunkrates sind schriftlich zu begrün-
den.«13 Die Sitzungen des Rundfunkrates finden grundsätzlich öffentlich statt.14 Aber 
just der für die Behandlung von Beschwerden zuständige Programmausschuss tagt 
nicht öffentlich.

Das Beschwerdeverfahren läuft in drei Phasen ab: In der ersten Phase wird eine bei der 
Gremiengeschäftsstelle eingetroffene Programmbeschwerde an den Intendantin oder 
den Intendanten überwiesen oder, falls die Landesprogramme von Baden-Württem-
berg oder Rheinland-Pfalz betroffen sind, an die jeweilige Landessenderdirektorin 
oder den zuständigen Landessenderdirektor oder, falls es um datenschutzrechtliche 
Probleme geht, an den Datenschutzbeauftragten. Innerhalb von zwei Monaten erhält 
die Beschwerde führende Person eine Antwort. Falls der Intendant oder die jeweils 
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zuständige Stelle eine Beschwerde für begründet hält, muss das dem Vorsitzenden des 
Rundfunkrates und über ihn dem Programmausschuss mitgeteilt werden.

Die zweite Phase beginnt dann, wenn die Beschwerde führende Person mit dem 
Bescheid nicht einverstanden ist. Sie kann jetzt den Rundfunkrat anrufen und verlan-
gen, dass er die Beschwerde berät. Nun nimmt sich der Programmausschuss der Sache 
an. In der förmlichen Behandlung der Beschwerde wird der Intendant oder der Di -
rektor des betroffenen Landessenders angehört. In der dritten Phase wird die Be -
schwerde führende Person vom Ergebnis und den Erwägungen des Programmaus-
schusses unterrichtet.15

Baden-Württemberg ist auch am Zweiten Deutschen Fernsehen (ZDF) beteiligt. 
Dort gilt Ähnliches. Seine Grundsätze sind in der Satzung so umschrieben: »In den 
Angeboten der Anstalt soll den Fernsehteilnehmern und den Nutzern von Telemedien 
in ganz Deutschland ein objektiver Überblick über das Weltgeschehen, insbesondere 
ein umfassendes Bild der deutschen Wirklichkeit, vermittelt werden. Die Angebote 
sollen eine freie individuelle und öffentliche Meinungsbildung fördern. – Das Gesche-
hen in den einzelnen Ländern und die kulturelle Vielfalt Deutschland sind angemes-
sen in den Angeboten darzustellen. – Die Anstalt hat in ihren Angeboten die Würde 
des Menschen zu achten und zu schützen. Sie soll dazu beitragen, die Achtung vor 
Leben, Freiheit und körperlicher Unversehrtheit, vor Glauben und Meinung anderer 
und auch vor Natur und Umwelt zu stärken. Die sittlichen und religiösen Überzeu-
gungen der Bevölkerung sind zu achten. Die Angebote sollen dabei vor allem die 
Zusammengehörigkeit im vereinten Deutschland fördern sowie der gesamtgesell-
schaftlichen Integration in Frieden und Freiheit und der Verständigung unter den 
Völkern dienen.«16

Auch beim ZDF sind im Beschwerdeverfahren der Intendant und der Fernsehrat die 
Hauptakteure. Der 77-köpfige Fernsehrat des ZDF ist ebenfalls aus Deputierten aller 
relevanten gesellschaftlichen Gruppierungen zusammengesetzt. Er tagt als Plenum 
grundsätzlich öffentlich, aber seine Ausschüsse beraten hinter verschlossenen Türen. 
Wer gegen eine Sendung Beschwerde führt, muss dies bis spätestens zwei Monate nach 
Ausstrahlung der Sendung tun. Beschwerde führende Personen müssen identifizierbar 
sein und ihr Begehren schriftlich vorbringen. Beschwerden sind nur möglich gegen 
bereits ausgestrahlte Sendungen, und sie müssen angeben, welche Programmgrund-
sätze vermutlich verletzt sind. Bei Mehrfach- und Massenbeschwerden wird eine 
Beschwerde als Leitbeschwerde gewählt und an Stelle aller andern behandelt. Die 
Beschwerde gelangt entweder an den Intendanten oder an den Fernsehrat. In jedem 
Fall muss sie der Intendant innerhalb eines Monats beantworten. Seine Stellungnahme 
geht auch dem Vorsitzenden des Fernsehrates zu.

Ist die Beschwerde führende Person mit der Antwort des Intendanten nicht zufrie-
den und fordert sie eine Behandlung durch den Fernsehrat, dann fungiert der zustän-
dige Programmausschuss des Fernsehrates als Beschwerdeausschuss. Gegenüber dem 
Ausschuss nimmt der Intendant nochmals erläuternd Stellung. Der Ausschuss sieht 
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sich die beanstandete Sendung an und bestimmt aus seiner Mitte zwei Berichterstat-
ter, die sich mit der Beschwerde intensiv befassen und einen Antrag vorbereiten. Das 
Ergebnis seiner Beratung legt der Ausschuss in der Form einer Beschlussempfehlung 
dem Fernsehrat vor. Über den Ausgang der Beratung wird die Beschwerde führende 
Person schriftlich informiert.

Der Fernsehrat kann folgende fünf Varianten des Beschlusses wählen: a) Er stellt 
einen Verstoß gegen die Programmgrundsätze fest und verpflichtet den Sender, die 
Beanstandung auszustrahlen; b) Er stellt einen Verstoß gegen die Programmgrundsätze 
fest und formuliert seine Kritik, seine Anregungen und seine Erwartungen an die Ver-
antwortlichen im ZDF; c) Er stellt einen Verstoß gegen die Programmgrundsätze fest, 
verzichtet aber auf weitere Bemerkungen; d) Er stellt keinen Verstoß gegen die Pro-
grammgrundsätze fest und weist die Beschwerde zurück, macht aber dennoch Anre-
gungen oder kritische Bemerkungen an die Adres se der Verantwortlichen im ZDF; e) 
Er stellt keinen Verstoß gegen die Programmgrundsätze fest und weist die Beschwerde 
als unbegründet zurück.17

Das Landesmediengesetz Baden-Württembergs von 201318, das sich mit dem privaten 
Rundfunk befasst, stellt seinerseits Grundsätze auf, an die sich die kommerziellen 
Ra dio- und Fernsehprogramme zu halten haben. So verlangt es: »Rundfunkpro-
gramme sind an die verfassungsmäßige Ordnung gebunden und der Wahrheit ver-
pflichtet. Sie tragen zur Verwirklichung der freiheitlich demokratischen Grundord-
nung bei. Sie haben die Würde des Menschen und die Überzeugung anderer, 
insbesondere im religiösen und weltanschaulichen Bereich, die Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern sowie Ehe und Familie zu achten. Die Vorschriften der all-
gemeinen Gesetze und die gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der persönlichen 
Ehre sind einzuhalten. Die Rundfunkvollprogramme sollen zur Darstellung der Viel-
falt im deutschsprachigen und europäischen Raum mit einem angemessenen Anteil an 
Information, Kultur und Bildung beitragen; die Möglichkeit, Spartenprogramme 
anzubieten, bleibt hiervon unberührt. Berichterstattung und Informationssendungen 
haben den anerkannten journalistischen Grundsätzen zu entsprechen. Sie müssen 
unabhängig und sachlich sein. Nachrichten und Berichte sind vor ihrer Verbreitung 
mit der nach den Umständen gebotenen Sorgfalt auf Wahrheit und Herkunft zu prü-
fen. Noch nicht ausreichend verbürgte Nachrichten und Berichte dürfen nur veröf-
fentlicht werden, wenn sie mit einem erkennbaren Vorbehalt versehen sind. Tatsachen-
behauptungen, die sich als falsch erwiesen haben, sind unverzüglich und angemessen 
richtig zu stellen. Kommentare sind von der Berichterstattung deutlich zu trennen 
und unter Nennung des Verfassers als solche zu kennzeichnen. Die Personen oder 
Stellen, die durch eine Nachricht oder einen Bericht wesentlich betroffen werden, 
sollen vor der Verbreitung nach Möglichkeit gehört werden. Sendungen, die in den 
Privatbereich einer Person ohne deren Einwilligung eingreifen, sind nur zulässig, 
soweit der Eingriff in den Privatbereich im Einzelfall durch das Informationsinteresse 
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der Öffentlichkeit gefordert wird und in angemessenem Verhältnis zur Bedeutung 
der Sache für die Öffentlichkeit steht. Die Intimsphäre ist in jedem Fall zu achten. 
Bei der Wiedergabe von Meinungsumfragen, die von Rundfunkveranstaltern durch-
geführt werden, ist ausdrücklich anzugeben, ob sie repräsentativ sind.«19

Weiter sagt das Gesetz: »Der private Rundfunk erfüllt eine öffentliche Aufgabe, 
wenn er in Angelegenheiten von öffentlichem Interesse Nachrichten beschafft und 
verbreitet, Stellung nimmt, Kritik übt oder auf andere Weise an der Meinungsbildung 
mitwirkt.«20 Und: Privater Rundfunk dient der freien Meinungsbildung.«21 Außer-
dem wird auf den Jugendschutz hingewiesen. Auch gegen Sendungen privater Rund-
funkmedien kann Beschwerde erhoben werden, und zwar bei der Landesanstalt für 
Kommunikation von Baden-Württemberg. Das Gesetz sagt nicht genau, wie das Ver-
fahren läuft. Es verlangt nur, dass die Landesanstalt auf eine Beschwerde hin mitzutei-
len habe, ob und gegebenenfalls in welcher Weise sie tätig geworden sei.22 Eine Rolle 
spielt jedenfalls der Medienrat. Er ist das für die privaten Medien zuständige Gegen-
stück zum SWR-Rundfunkrat und zum ZDF-Fernsehrat. Im Medienrat sitzen gegen 
40 Vertreter gesellschaftlicher und politischer Gruppen aus Baden-Württemberg. 
Eine seiner Aufgaben ist es, den Vorstand der Landesanstalt für Kommunikation zu 
unterrichten und Maßnahmen vorzuschlagen, wenn er zur Auffassung kommt, dass 
im privaten Rundfunk Vorschriften des Gesetzes, insbesondere die Bestimmungen 
zur Sicherung der Meinungsvielfalt, nicht eingehalten seien. Der Vorstand ist dann an 
die Beurteilung des Medienrates gebunden.23

Landesanstalt für Kommunikation und Medienrat sind nur für die regionalen und 
lokalen privaten Programme von Baden-Württemberg zuständig.24 Geht es um bun-
desweite private Programme und dort um allgemeine Programmgrundsätze, Werbe-
richtlinien, Regeln zu Gewinnspielformaten und Jugendschutz, kann man sich an das 
von der Landesmedienanstalt Saarland eingerichtete Bürgerportal der Landesmedienan-
stalten wenden25. Dort steht auf der Website ein Beschwerdeformular bereit. Beschwer-
den gegen bundesweite private Programme, soweit sie nicht den Jugendschutz betref-
fen, werden in der Kommission für Zulassung und Aufsicht (ZAK), bestehend aus den 
Direktoren der 14 Landesmedienanstalten, beraten. Geht es um Verstöße gegen den 
Jugendmedienschutz-Staatsvertrag, kommen die Freiwillige Selbstkontrolle Fernsehen26, 
die Freiwillige Selbstkontrolle Multimedia27 und die Freiwillige Selbstkontrolle der Film-
wirtschaft 28 ins Spiel. Aufsichtsorgan ist die Kommission für Jugendmedienschutz (KJM) 
der Landesmedienanstalten.29

Zum Vergleich hier noch ein kurzer Blick auf den Westdeutschen Rundfunk (WDR) 
in Köln: Der WDR hat eine Publikumsstelle eingerichtet, die Beschwerden ent-
gegennimmt und dem Intendanten einen Vorschlag für seine Entscheidung unter-
breitet. Vierteljährlich berichtet der Intendant dem Rundfunkrat über erledigte 
Programmbeschwerden. Auch beim WDR erhält die Beschwerde führende Person 
innerhalb eines Monats eine Antwort vom Intendanten. Innerhalb eines weiteren 
Monats kann sie den Rundfunkrat anrufen, der dann die Beschwerde förmlich 
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behandelt.30 Die Ausschüsse des Rundfunkrates tagen nicht öffentlich, das Plenum 
kann öffentlich tagen.31

Das Beschwerdeverfahren in Deutschland ist vergleichsweise unausgegoren und 
undurchsichtig. Als es 2014 zu einer Beschwerdeflut wegen der Ukraine-Berichter-
stattung kam, haben einige Sender insofern aufgerüstet, als sie transparenter und pub-
likumsfreundlicher geworden sind. Aber es besteht ein Zuständigkeitswirrwarr. Wie 
soll das Fernsehpublikum wissen, dass man sich an jeweils verschiedene Stellen wen-
den muss, je nachdem, ob es sich um bundesweite oder um regionale Programme, um 
öffentlich-rechtliche oder um private, um Programmgrundsätze, Datenschutz, Wer-
bung oder Jugendschutz handelt? Wie soll ein Bürger sich merken können, dass für 
die »Tagesschau« ein anderer Sender zuständig ist als für das Medienmagazin »Zapp«, 
für die Talkshow »Anne Will« ein anderer als für »Zimmer frei«, und dass man sich 
bei »RTL explosiv« an eine andere Stelle wenden muss als beim »heute journal«? 
Die Stellung des jeweiligen Intendanten ist bei den öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
veranstaltern enorm stark. Er handelt weitgehend in eigener Sache. Der Rundfunkrat 
kommt nur zum Zug, wenn der Beschwerdeführer nicht klein beigibt. In welcher 
Form und mit welcher Rechtsmittelbelehrung die Beschwerde führende Person 
schließlich Antwort erhält, ist nicht geklärt. Das Verfahren spielt sich hauptsächlich 
hinter verschlossenen Türen ab.
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2 Österreich: Die hohe Hürde für Bürger

Die Republik Österreich markiert den östlichsten Bereich des deutschsprachigen Rau-
mes. Sie liegt im Alpengebiet und grenzt an Deutschland (Bayern), Tschechien, die 
Slowakei, Ungarn, Slowenien, Italien (Friuli-Venezia Giulia, Veneto, Südtirol), die 
Schweiz (Graubünden und St. Gallen) sowie Liechtenstein und zählt 8,5 Millionen 
Einwohner. Die offizielle Sprache ist Deutsch. Der Staat anerkennt aber auch die 
Sprachen autochthoner Volksgruppen, zu denen Kroatisch, Ungarisch, Slowenisch, 
Burgenland-Kroatisch, Tschechisch, Slowakisch und Romani gehören.

In dieser Republik verfügt der Österreichische Rundfunk (ORF) als öffentlich-recht-
licher Sender seit jeher über eine starke Stellung. Österreich hat privates, kommerzi-
elles Fernsehen erst sehr spät zugelassen. Es gibt inzwischen aber über 70 private 
Radios und über 170 private oder genossenschaftliche TV-Angebote. Grundsätzlich 
gilt Medienfreiheit. Der ORF soll gemäß Gesetz für »eine objektive Auswahl und Ver-
mittlung von Informationen in Form von Nachrichten und Reportagen einschließlich 
der Berichterstattung über die Tätigkeit der gesetzgebenden Organe und gegebenen-
falls der Übertragung ihrer Verhandlungen« sorgen, Kommentare, Standpunkte und 
kritische Stellungnahmen »unter angemessener Berücksichtigung der Vielfalt der im 
öffentlichen Leben vertretenen Meinungen« verbreiten und »eigene Kommentare, 
Sachanalysen und Moderationen unter Wahrung des Grundsatzes der Objektivität« 
absondern. Unabhängigkeit sei Recht und Pflicht der journalistisch Mitarbeitenden. 
Sie bedeute Unabhängigkeit von Staats- und Parteieinfluss, politischen und wirtschaft-
lichen Lobbies, aber auch von anderen Medien.32

In den Programmgrundsätzen des ORF steht unter anderem, dass alle Sendungen 
in ihrer Aufmachung und ihrem Inhalt die Menschenwürde und die Grundrechte 
anderer achten müssten. Sie dürften nicht zu Hass auf Grund von Rasse, Geschlecht, 
Alter, Behinderung, Religion und Nationalität aufreizen. Das Gesamtangebot habe 
sich »um Qualität, Innovation, Integration, Gleichberechtigung und Verständigung 
zu bemühen«. Die umfassende Information solle »zur freien individuellen und öffent-
lichen Meinungsbildung im Dienste des mündigen Bürgers und damit zum demo-
kratischen Diskurs der Allgemeinheit beitragen«. Die Information habe »umfassend, 
unabhängig, unparteilich und objektiv zu sein«. Alle Nachrichten und Berichte seien 
sorgfältig auf Wahrheit und Herkunft zu prüfen, Nachricht und Kommentar seien 
deutlich voneinander zu trennen. Die Vielfalt der im öffentlichen Leben vertretenen 
Meinungen sei angemessen zu berücksichtigen, die Menschenwürde, Persönlichkeits-
rechte und Privatsphäre des Einzelnen seien zu achten. Die Programme dürfen keine 
Inhalte umfassen, die die körperliche, geistige oder sittliche Entwicklung von Min-
derjährigen ernsthaft beeinträchtigen können, vor allem keine Inhalte, die Pornogra-
fie oder grundlose Gewalttätigkeiten zeigen. Bei Hörfunk- und Fernsehsendungen, 
die die körperliche, geistige oder sittliche Entwicklung von Minderjährigen beein-
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trächtigen können, sei durch die Wahl der Sendezeit oder sonstige Maßnahmen dafür 
zu sorgen, dass sie diese Sendungen in der Regel nicht sehen oder hören.33 Auch die 
privaten Rundfunkmedien müssen sich an Grundsätze halten. Das Privatradiogesetz 
verlangt, das die Hörfunksender den Grundsätzen der Objektivität und Meinungs-
vielfalt entsprechen. Sie sollen in angemessener Weise insbesondere das öffentliche, 
kulturelle und wirtschaftliche Leben im Versorgungsgebiet darstellen und dabei 
den wesentlichen gesellschaftlichen Gruppen Gelegenheit zur Meinungsäußerung 
geben. Die Sendungen dürfen keinen pornografischen oder gewaltverherrlichenden 
Inhalt haben. Sie müssen auf die Menschenwürde und Grundrechte anderer achten 
und dürfen nicht zu Hass aufgrund von ethnischer Herkunft, Geschlecht, Behinde-
rung, Religion und Nationalität aufreizen. Nachrichten seien vor ihrer Verbreitung 
sorgfältig auf Wahrheit und Herkunft zu prüfen.34 Umfänglich sind auch die Vor-
schriften zur Werbung und zum Sponsoring. So ist Werbung für Tabak und Spiritu-
osen verboten, ebenso Schleichwerbung.35 Für das private Fernsehen gelten analoge 
Bestimmungen.36

Gegen die Verletzung der Programmgrundsätze sowohl des ORF als auch der privaten 
Rundfunkveranstalter kann Beschwerde erhoben werden. Beschwerde führen gegen 
den ORF können a) Personen, die behaupten, durch eine Rechtsverletzung unmittel-
bar geschädigt zu sein, b) gebührenzahlende oder explizit gebührenbefreite Personen, 
die von mindestens 120 weiteren Personen per Unterschrift unterstützt werden, und 
c) Unternehmen, deren rechtliche oder wirtschaftliche Interessen durch die behaup-
tete Verletzung berührt werden.37 Beschwerde führen gegen private Radio- und Fern-
sehveranstalter können im Prinzip die gleichen Klägerkategorien – mit zwei Unter-
schieden: Bei Radios besteht die Legitimation nicht direkt geschädigter Bürgerinnen 
und Bürger darin, dass sie im Bundesland wohnen, in dem der betroffene Hörfunk 
zugelassen ist, und dass sie das Wahlrecht zum Landtag besitzen; sie müssen hingegen 
nur 100 Unterschriften beibringen. Beim privaten Fernsehen ist beschwerdelegiti-
miert, wer das betreffende Programm zu Hause oder mobil empfangen kann; nötig 
sind indes 120 Unterschriften. Außerdem sind besondere Beschwerden aus Konsu-
mentenschutzinteressen möglich.38 Beschwerden müssen innerhalb von sechs Wochen 
nach der inkriminierten Sendung eingereicht werden.

Über Beschwerden entscheidet die Kommunikationsbehörde Austria (KommAust-
ria), die österreichische Regulierungsbehörde.39 Ihre fünf Mitglieder werden vom 
Bundespräsidenten auf Vorschlag der Bundesregierung ernannt. Sie müssen Juristen 
sein, sind hauptberuflich tätig und dürfen nicht gleichzeitig der Bundesregierung, dem 
Nationalrat, einer Landesregierung oder dem europäischen Parlament angehören und 
weder Staatssekretäre noch Funktionäre einer politischen Partei noch leitende Beamte 
und erst recht nicht Abhängige des ORF oder anderer Medienunternehmen sein.40

Die KommAustria hat über eine Beschwerde spätestens sechs Wochen nach ihrem 
Eintreffen zu entscheiden. Sie prüft dabei, ob eine Rechtsverletzung vorliegt. In Laufe 
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des Verfahrens wird der Beschwerdegegner angehört. Wird eine Rechtsverletzung fest-
gestellt und dauert sie noch an, kann die KommAustria den Entscheid des betreffen-
den Organs aufheben. Sie kann vom Sender verlangen, eine gutgeheißene Beschwerde 
im Programm zu veröffentlichen.41 Die KommAustria begründet ihre Entscheidungen 
ausführlich und veröffentlicht sie.42

Das österreichische Beschwerdeverfahren ist insofern vorbildlich, als eine unabhän-
gige Instanz über alle Beschwerden entscheidet und dass die Verantwortlichen der 
Rundfunkanstalten nicht in eigener Sache richten. Die KommAustria nimmt eine 
seriöse Prüfung der Beschwerden vor und wägt die Argumente beider Seiten sorgfältig 
ab. Die Verfahren werden zügig abgeschlossen. Die Krux liegt dort, wo Beschwer-
deführer, die von einer Sendung nicht direkt betroffen sind, Unterschriften beibrin-
gen müssen: 120 bei Programmen des ORF und bei privaten Fernsehprogrammen, 
100 bei privaten Radioprogrammen, in einer Frist von sechs Wochen. In der Schweiz 
müssen Beschwerdeführer im gleichen Fall innerhalb von vier Wochen 20 Unter-
schriften sammeln. Wer nicht verbandlich organisiert ist, schafft die 100–120 Unter-
schriften in sechs Wochen kaum. Die Hürde ist zu hoch.
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3 Schweiz: Der transparente Papiertiger

Die Schweizerische Eidgenossenschaft liegt im Alpengebiet zwischen Deutschland 
(Baden-Württemberg und Bayern), Österreich (Vorarlberg und Tirol), Liechtenstein, 
Italien (Valle d’Aosta, Piemonte, Lombardia und Südtirol) und Frankreich (Rhône-
Alpes, Franche-Comté und Alsace) und zählt acht Millionen Einwohner. Sie ist ein 
viersprachiges Land mit klar definierbaren Sprachregionen. Zwei Drittel der Bevöl-
kerung im Norden, im Osten und im Zentrum des Landes sprechen Deutsch. Knapp 
ein Viertel der Bevölkerung im Westen des Landes – la Suisse romande – spricht 
Französisch. Ein Zwanzigstel der Bevölkerung im Süden – la Svizzera italiana – 
spricht Italienisch. Und ein Zweihundertstel der Bevölkerung im Südosten des Lan-
des – la Svizra rumantscha – spricht Rätoromanisch. Diese vier Sprachen sind die 
von der Verfassung anerkannten Landessprachen.43 Dazu kommen weitere Sprachen 
neuerer Immigranten – wie Spanisch, Portugiesisch, Serbisch, Kroatisch, Türkisch, 
Kurdisch, Tamilisch.

Die Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft (SRG) als Public Service-Anbieter 
ist in vier sprachregionale Unternehmenseinheiten gegliedert – Schweizer Radio und 
Fernsehen (SRF) für die Deutschschweiz, Radio Télévision Suisse (RTS) für die fran-
zösische Schweiz, Radiotelevisione Svizzera di lingua italiana (RSI) für die italienische 
Schweiz und Radiotelevisiun Svizra Rumantscha (RTR) für die rätoromanische 
Schweiz. Die fünfte Unternehmenseinheit ist der für das Ausland bestimmte Online-
kanal swissinfo (SWI). In den drei Hauptsprachen betreibt die SRG je zwei Fernseh-
programme und drei Radioprogramme, dazu kommen das rätoromanische Radio 
sowie Spezialprogramme und swissinfo als Onlineangebot für das Ausland. Private 
Radios, sprachregionale und lokale, die über eine Konzession verfügen, gibt es 49. Mit 
einer Konzession senden auch 13 private Regional-TV-Sender. Private Rundfunk-
medien mit einer Konzession müssen einen Leistungsauftrag erfüllen und erhalten als 
Belohnung Gelder aus dem Gebührentopf. Ohne Konzession senden in der Schweiz 
59 Radioveranstalter und 141 TV-Stationen. Gegen sämtliche in der Schweiz ange-
meldeten Rundfunkmedien können sich die Bürgerinnen und Bürger mit Beschwer-
den wenden, wenn ihnen an den Inhalten etwas nicht passt.

Die Bundesverfassung garantiert die Medienfreiheit, verbietet die Zensur und ge -
währleistet das Redaktionsgeheimnis.44 Sie sagt Radio und Fernsehen die Unabhän-
gigkeit und die Autonomie in der Programmgestaltung zu und trägt ihnen auf: »Radio 
und Fernsehen tragen zur Bildung und kulturellen Entfaltung, zur freien Meinungs-
bildung und zur Unterhaltung bei. Sie berücksichtigen die Besonderheiten des Lan-
des und die Bedürfnisse der Kantone. Sie stellen die Ereignisse sachgerecht dar und 
bringen die Vielfalt der Ansichten angemessen zum Ausdruck«.45 Im Radio- und 
Fernsehgesetz werden die Anforderungen an die Programme verdeutlicht: Alle Sen-
dungen müssen die Grundrechte beachten, insbesondere die Menschenwürde respek-
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tieren, sie dürfen keine Diskriminierung ausüben, nicht zum Rassenhass beitragen 
und weder die öffentliche Sicherheit gefährden noch Gewalt verherrlichen oder ver-
harmlosen. Sie dürfen die innere oder äußere Sicherheit des Bundes oder der Kan-
tone, ihre verfassungsmäßige Ordnung oder die Wahrnehmung völkerrechtlicher 
Verpflichtungen der Schweiz nicht gefährden. Sendungen mit Informationsgehalt 
müssen Tatsachen und Ereignisse sachgerecht darstellen, so dass sich das Publikum 
eine eigene Meinung bilden kann. Ansichten und Kommentare müssen als solche 
erkennbar sein. Konzessionierte Programme müssen in der Gesamtheit ihrer redak-
tionellen Sendungen die Vielfalt der Ereignisse und Ansichten angemessen zum Aus-
druck bringen.46 Durch die Wahl der Sendezeit oder anderer Maßnahmen sei dafür zu 
sorgen, dass Minderjährige nicht mit Sendungen konfrontiert werden, welche ihre 
körperliche, geistig-seelische, sittliche oder soziale Entwicklung gefährden.47 Festge-
schrieben ist aber auch, dass niemand von einem Programmveranstalter die Verbrei-
tung bestimmter Darbietungen und Informationen verlangen kann.48

Das Gesetz äußert sich auch zur Werbung. Werbung muss deutlich vom redaktio-
nellen Teil getrennt und als solche eindeutig erkennbar sein. Verboten ist Werbung 
für alkoholische Getränke, für politische Parteien, für Kandidaten für politische 
Ämter und für Themen, welche Gegenstand einer Volksabstimmung sind, für religi-
öse Bekenntnisse und die sie vertretenden Institutionen und Personen, für Heilmittel 
sowie für Verkaufsangebote von Heilmitteln und medizinischen Behandlungen. 
Unzulässig ist Werbung, die religiöse oder politische Überzeugungen herabmindert, 
irreführend und unlauter ist oder zu einem Verhalten anregt, das die Gesundheit, die 
Umwelt oder die persönliche Sicherheit gefährdet. 49 Werbung, die sich an Minder-
jährige richtet oder in der Minderjährige erscheinen, darf weder deren mangelnde 
Lebenserfahrung ausnützen noch sie in ihrer körperlichen und seelischen Entwick-
lung beeinträchtigen. Verkaufsangebote dürfen sich nicht an Minderjährige richten.50 
In den Radioprogrammen der SRG ist Werbung verboten.51 Gesponserte Sendungen 
dürfen weder zum Abschluss von Rechtsgeschäften über Waren oder Dienstleistungen 
der Sponsoren oder von Dritten anregen noch Aussagen werbenden Charakters über 
Waren und Dienstleistungen enthalten. Sendungen dürfen nicht von Sponsoren 
finanziert werden, die zur Hauptsache Produkte herstellen oder verkaufen oder 
Dienstleistungen anbieten, für welche Werbung verboten ist.52

Die Möglichkeit von Programmbeschwerden gegen Radio und Fernsehen ist auf 
Verfassungsstufe festgelegt.53 Das Radio- und Fernsehgesetz regelt das Verfahren. Es 
ist dreistufig. Wer sich über eine Radio- oder Fernsehsendung ärgert, wer mit einer 
ganzen Abfolge von Sendungen nicht einverstanden ist oder wer behauptet, ihm sei 
der Zugang zum Programm verweigert worden, muss sich in der ersten Stufe mit einer 
Beanstandung spätestens 20 Tage nach der Ausstrahlung der Sendung oder nach der 
Zugangsverweigerung an eine Ombudsstelle wenden.54 Die Ombudsstellen sind nach 
Sprachgebieten organisiert. In den drei Hauptsprachregionen, in der deutschen, fran-
zösischen und italienischen Schweiz, existieren je eine Ombudsstelle für Beanstan-


